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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i

(Bemessung , Ginhebnng und exekutive Eiubringuug
der Schulbeiträge vou Verlassenschafteu . )

Verordnung der k. k. n .-ö. Finanz -Landes - Direction im Ein¬
vernehmen mit der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . Juni 1896,
Z . 33160 , betreffend die Bemessung , Einhebung und execntive
Einbringung der Schulbeiträge von Verlasscnschaften in Nieder¬
österreich (L.--G .- u . V . -Bl . Nr . 62 ) :

Nach Maßgabe der in Ansehung des Schnlbeitrages von Verlassenschafteu
bestehenden Normen , insbesondere des Landesgesetzes vom 18 . December 1871,
L.-G .-Bl . für Niederösterreich Nr . 1 ox 1872 , dann der Ministerialverordnnngen
vom 13 . Jänner 1876 , R .- G .-Bl . Nr . 90 , und vom 2 . Juli 1892 , R .- G .-Bl.
Nr . 111 , wird im Einvernehmen mit der k. k. n .- ö. Statthalterei verordnet,
wie folgt:

Die Bemessung der Schulbeiträge von Verlassenschafteu , sowie die gehörige
und unmittelbare Verständigung der Bctheiligten , das ist einerseits der Zahlungs¬
pflichtigen Partei , andererseits des n .- ö . LandesausschnsseS , svlvie bei mit der
Einhebnng des Schnlbeitrages betrauten Behörde hat stets von Seite des
Abhandlnngsgerichtes auszugeh .m.

Die Einhebnng der Schulbeiträge obliegt dagegen ausschließlich den k. k.
Hauptstener - beziehungsweise Stenerämtern , den k. k. Finanz - und gerichtlichen
Depositencassen , beziehungsweise in jenen Bezirken der k. k. Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien , in welchen k. k. Finanzcassen sich nicht befinden , dem
n .- L. Landes -Obercinnehmeramte.

Was die execntive Einbringung der Schulbeiträge betrifft , so ist zu
deren Anregung ausschließlich der n .- ö. Landesausschuss in Vertretung des
n .- ö. Landesfondes berufen . Derselbe hat sonach in jenen Fällen , wo die
Leistung des Schnlbeitrages ganz oder theilweise versäumt oder verweigert
wurde und dessen Einbringung im Wege der politischen Execution erforderlich
scheint , den Rückstand mit dem Ersuchen um execntive Einbringung der zu¬
ständigen politischen Behörde erster Instanz auszuweisen , welche — insolange,
als die exccutive Eintreibung der in Rede stehenden Beiträge nicht durch ein
weiteres Landesgesetz anders geregelt wird — im Sinne des Z 3 der kaiser¬
lichen Verordnung vom 30 . April 1854 , N .- G .-Bl . Nr . 96 , nach fruchtloser
unmittelbarer oder durch die Gemeindeorgane geschehener Einmahnnng jene
Execntionsmittel in Anwendung zu bringen hat , die sonst für die Einhebung
der Rückstände an directen Stenern platzgreifen.

Demnach dürfen die k. k. Hauptstener - beziehungsweise Steuerämter die
execntive Einhebung rückständiger Schulbeiträge nur über Auftrag der zu¬
ständigen politischen Behörde erster Instanz durchführen.

2 .

(Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Nagy -Kikiuda in Ungarn .)

Die k. k. n .- ö. Statthaltern hat mit Erlass vom 28 . Juni
1896 , Z . 39296 (M .-Z . 118115 ) , dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Laut einer an das hohe k. k. Ministerium des Innern gelangten Mit-
theilnng des königl . nngar . Handelsministeriums ist die Ausübung des Hausier¬
handels auf dem Gebiete der Stadt Nagy -Kikinda (Comitat Torontal ) unter
Anfrechterhaltung der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den
diesen Paragraph ergänzenden Nachtragsverordnnngen den Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten worden.

Hievon wird dem Magistrate zufolge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 18 . April 1896 , Z . 13108 , mit Beziehung auf Z 10 des
Hausierpatentes die Mittheilnng gemacht.

3 .

( .Hintanhaltnng der Verwendung von Schweinfurter
Grün zur Vertilgung des Rubenkäfers . )

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 9 . August
1896 (M .-Z . 143317/VIIl ), dem Wiener Magistrate Nachstehendes
zur Kenntnis gebracht:

Nach einer dem k. k. Ministerium des Innern im amtlichen Wege zn-
gekommenen Mittheilnng wurden in landwirtschaftlichen Zeitungen Lösungen
des unter dem Namen „ Schweinfurter Grün " bekannten , grünen , aus arsen-
saurem Kupferoxyd bestehenden Farbstoffes als Mittel zur Vertilgung des Nüben-
käfers uns Blättern der Rübe und Gemüsepflanzen empfohlen.

Obwohl eine ausgedehnte derartige Anwendung dieses Giftes , dessen
Bezug an die Bestimmungen der Verordnung der Ministerien des Innern und
des Handels vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , betreffend den Verkehr
mit Giften , gebunden ist, der Aufmerksamkeit der politischen Behörden kaum
entgehen dürfte , hat es das hohe Ministerium des Innern gleichwohl mit
Rücksicht darauf , dass bei Verwendung dieses Farbstoffes als Jnsectenvertilgungs-
mittel an Gemüse - und Futterpflanzen durch Genuss derselben schwere Ge¬
sundheitsstörungen bei Menschen und Nutzthieren verursacht werden könnten,
für angezeigt erachtet , die unterstehenden politischen Behörden auf die an¬
empfohlene Verwendung des „ Schweinfurter Grün " als Jnsectenvertilgnngs-
mittel aufmerksam zu machen.

Die k. k. Bezirkshauptmannschaft wird demnach zufolge Erlasses des
genannten hohen Ministeriums vom 18 . Juli 1896 , Z . 22633 , angewiesen , den
unbefugten Verkauf und Bezug dieses Giftes strenge hintanznhalten und bei
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Ertheilung von Bezngslicenzen und Bezugsscheinen zur Erwerbung desselben
sich die volle Überzeugung zu verschaffen, dass das bezogene Gift nicht zu dem
gedachten Zwecke ohne ausreichende , jeder Gesundheitsschädigung vorbeugenden
Vorsichten Verwendung finden könne.

4 .

(Hintarrhaltttttg der Auswanderung nach Transvaal . )
Die k. k. ii .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 16 . August

1896 , Z . 71643 (M .-Z . 144919 ), dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Nach einer an das k. n . k. Ministerium des Äußern gelaugten Mit-
theilung des Präsidenten des Österreichisch - ungarischen ., Hilfsvereines in
Johannesburg sind in den letzten Monaten eine große Zahl Österreicher dorthin
gekommen , welche durch falsche Zeitungsnotizen über die dortigen Verhältnisse
veranlasst wurden , nach dem Transvaal auszuwauderu.

Nach Johannesburg strömen derzeit tausende und tausende arbeitsuchende
Elemente , welchem großen Angebot jedoch nur ein sehr kleiner Bedarf an
solchen entgegeusteht und sind daher diese Leute, welche meistens ohne ge¬
nügenden materiellen Support von zu Hause hieher kommen , in kürzester Zeit
der Noth und dem Elende preisgegeben.

Obwohl nun der oben erwähnte Verein bisher alles nur mögliche auf-
geboten hat , um allen in Johannesburg eiulangeuden Österreichern ein Unter¬
kommen zu sichern und dieselben in vielen Füllen auch materiell unterstützte , und
dies auch ferner thun wird , ist derselbe jedoch außer Stande , mit den solcher
Art weit über seine Kräfte gehenden Anforderungen gleichen Schritt zu halten.

Der Magistrat wird anfgefordcrt , diese Nachricht durch Aufnahme in das
Amtsblatt und in sonst geeigneter Weise der weitestgehenden Verbreitung unter
der auswanderungslustigen Bevölkerung speeiell den auswanderuden Handels-
beslissenen zuzusüyrcn.

5 .

(Jagdpolizeiliche Vorschriften gegenüber activ
dienenden k. n . k. Osfieieren .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom
29 . August 1896 , Z . 79712 M .-Z . 152509/XV ) , dem Wiener
Magistrate Folgendes bekanntgegeben:

Um entstandene Zweifel zu beseitigen , hat das k. k. Ackcrbaumiuisterium
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und der Justiz mit Erlass
vom 13 . August 1896 , Z . 304 , Nachstehendes eröffnet:

Wenn cs Vorkommen sollte, dass die zur Überwachung der jagdpolizei¬
lichen Vorschriften berufenen öffentlichen Sicherhefts - und zum Schutze der
Landeskultur bestätigten und beeideten Wachorgaue einen activ dienenden
Offtcier — er mag in Uniform gekleidet sein oder sich in anderer Weise als
solcher legitimieren — dabei treffen , dass derselbe, ohne die Bewilligung der
Jagdberechtigten eingeholt zu haben , mit Schußwaffen versehen, außerhalb
öffentlicher Straßen und Wege ein fremdes Jagdgebiet betritt oder durchstreift,
sei es auch nur , um Thiere zu erlegen , deren Erlegung jedermann gestattet ist,
oder dass der in einem Laude, in dem die Jagdausübung gesetzlich von dem
Besitze einer Jagdkarte abhängig gemacht ist, jagt , ohne sich mit einer Jagd¬
karte ausweijen zu können , so haben die bezcichneten Organe dem beanständeten
Offtcier zwar die Schußwaffen nicht abzunehmen , denselben jedoch aufzuforderu,
das Jagdgebiet zu verlassen , beziehungsweise die Jagd einzustellen.

Außerdem haben jene Organe den Offtcier nm die Angabe seines Namens,
Charakters und Truppeukörpeis anzugehen und die Anzeige von der erfolgten
Beaiisiänduug entweder unmittelbar oder im Wege der politischen Bezirks¬
behörde an das dem Officiere Vorgesetzte Militärkommando zu erstatten.

Vom Vorstehenden sind die zur Überwachung der jagdpolizeilicheu Vor¬
schriften berufenen öffentlichen Sicherheils - und z»m Schutze der Laudescultnr
bestätigten und beeideten Wachorgaue behufs Darnachachtung in Kenntnis zu setzen.

In Fällen künftiger Bestätigung und Beeidigung von zum Schutze der
Laudescultnr bestellten Wachorgancn , in deren Wirkungskreis auch der Jagd¬
schutz gehört , werden die betreffenden Organe von obiger Verfügung gleichfalls
zur Darnachachtung zu verständigen sein.

6 .

(Gisthairdel .)
Dem Mechaniker Paul Ruppe,  IV ., Kettenbrückengasse 20 , wurde mit

Decret des magistratischen Bezirksamtes für den IV . Bezirk vom 2. September
1896 , B .-A.-Z . 19040 , die Coucession zum Handel mit Giften für den IV . Bezirk
mit dem obbezeichucten Standorte verliehen.

7 .
(Bisswunden . )

Die k. k. ii . - ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 12 . Sep¬
tember 1896 , Z . 80445 (M .-Z . 159479/VI1I ) , dem Wiener
Magistrate Nachstehendes eröffnet:

Vor kurzem ist in einer Landgemeinde Niederösterreichs ein von einem
wnthkranken Hund im Gesichte gebissenes Kind sechs Wochen nach der Verletzung

an Lyssa erkrankt und gestorben , welches , obwohl die Wunde geblutet hatte und
noch am sechsten Tage nach dem Bisse mit einer Blntborke bedeckt war , der
Präventivinipfnng im Wiener Lyssa-Schntzimpfungs -Jnstitute ans dem Grunde
nicht Angeführt worden ist, weil die Verletzung in einer bloßen Hautabschürfung
bestand.

Aus diesem Anlasse wird mit Bezug auf den Schlusssatz der h. ä. Kund¬
machung vom 27 . Juli 1894 , Z . 48821 (Österreichisches Sauitätswesen vom
27 . iseplcinber 1894 , Skr. 39), aufmerksam gemacht, dass nur jene Bisswunden,
welche nicht bluten , als nicht inficiert angesehen werden können, wogegen selbst
die leichtesten Verletzungen , bei welchen, wenn auch nur ein Tröpfchen Blutes
sich entleerte , als möglicherweise inficiert behandelt werden müssen und die
Vornahme der Schutzimpfung erheischen.

Ganz besonders gilt das Gesagte von den als besonders gefährlich
anzusehenden Bissverletzungen des Gesichtes oder anderer Theile des Kopfes.

Hievon sind sämmtlichc Ärzte des dortigen Amtsbereiches und alle Ge¬
meinden unter Verlautbarung im Amtsblatte zur Darnachachtung zu ver¬
ständigen.

8 .
(Öffentliches Krankenhaus in Kis Czell Kemenstalja

in llngarn .)
Das köiiigl . Ungar . Ministerium des Innern hat mit Note

vom 15 . September 1896 , Z . 80457 (M .-Z . 164668 ), dem
Wiener Magistrale Nachstehendes bekanntgegeben:

Es wird dieusthöflich milgetheilt , dass dem Spitales in KiS Czell Kemeus-
tafta vom 15. September 1896 an der Charakter eines öffentlichen ' Kranken¬
hauses verliehen und die Verpflegsgebür mit 59 kr. festgesetzt wurde ."

9 .

( Stiegenstnsenrnateriale .)
Vom Wiener Magistrate wurde unterm 5 . October 1896,

M .-Z . 166051/IX , Nachstehendes kundgemacht:
Unter Hinweis auf den Schlnssabsatz der hierämtlichen Kundmachung

vom 4. August 1896 , Z . 92673 (siehe Amtsblatt Nr . 78 „ Gesetze, Ver¬
ordnungen rc." IX 8 spa § . 87j ), betreffend die Verwendbarkeit verschiedener
Steinmaterialien für Stiegenstnfen , wird darauf aufmerksam gemacht, dass,
insofern die über Einschreiten eines Steiubruchbesitzers oder sonstigen
Interessenten vorznnehmende ümtliche Erprobung der Widerstandsfähigkeit der
betreffenden , wenn auch unter dem Namen Rekawinkler Stein oder einer
demselben gleichgehaltenen Qualität bekannten Steingattung den Nachweis
liefern sollte, dass der Stein dieser Provenienz gegen Druck und Stoß ge¬
nügend widerstandsfähig ist, selbstverständlich der betreffende Steinbruck ) nicht
mehr unter die Bestimmungen des Punktes 2 der obigen Vorschrift fallen,
vielmehr ausdrücklich von derselben ansgenommen werden wird.

19 .
(Öffentliche Sammlungen .)

Der Wiener Magistrat hat mit Bescheid vom 10. October 1896 , Z . 137875,
der K lei n kin d erbe  w ah ran  st alt im  XIX . Bezirke , Ober - Döbling,
aus die Dauer eines Jahres die Bewilligung zur Sammlung freiwilliger
Beiträge für Anstallszwecke im ehemaligen Gemeindegebiete von Ober - und
Unter -Döbling und mit Bescheid vom 6. October 1896 , Z . 172084 , dem Vor¬
steher des  XIX . Gemeindebezirkes  die Bewilligung zur Sammlung
freiwilliger Beiträge im XIX . Bezirke zur Verheilung der Ortsarmen mit
Holz und Lebensmitteln , sowie zur Bekleidung armer Schulkinder des XIX . Be¬
zirkes ertheilt . *

Ferner hat der k. k. Statthalter von Niederösterreich laut Erlasses vom
21 . September 1896 , Z . 87381 (M .-Z . 165651 III ) , dem Linien -Kapellen-
Bauvereine in Wien die Bewilligung ertheilt , in Niederösterreich bei bekannten
Wohlthätern , sonach nicht von Haus zu Haus , zu Vereiuszwecken eine Sammlung
milder Spenden in der Zeit vom 1. October 1896 bis 1. October 1897 ver¬
anstalten zu dürfen.

II. Nmmaturluliimmmuiett.
H'lM'illkMnth:

1 r.
(Abändernng des Normales über die Angenscheins-

gebüren re., Kost - und Zehrgelder . )
Der Wiener Gemeiuderath hat in seiner Sitzung vom 1. October 1896,

ack Z . 7043 , anlässlich der Auflassung der III . Bezugsclasse für die Amts¬
diener , Schuldiener , Mahnbotcn und Marklhallendiener und Einreihung dieser
Bediensteten in die II . Bezugsclasse , unter anderem nachstehenden Beschluss
gefasst:

In Abänderung der ZZ 33 und 34 des Normales über die Augcnscheins-
gebüren rc., Kost- und Zehrgelder , wird das Kostgeld für die Marklhallendiener
auf 50 kr. und die Nachtwachgebür auf 75 kr. herabgesetzt.
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8tMrnU ) :
12 .

(Vergebung von Häuserdemolierungeu .)
Der Stadtrath hat in seiner Sitznng vom 22 . Juli 1896,

Z . 5931 (M . -Z . 53529/IV ), folgenden Beschluss gefasst:
Die Vergebungen Non Demolierungen städtischer Häuser sind immer im

Wege einer öffentlichen unbeschränkten Offertvcrhandlnng durchzuführen.

13 .

(Privateigentum der Gemeinde Wien . )
Mit dem Beschlüsse des Wiener Stadtrathes vom 23 . September 1896,

Z . 7317 , wurde ans Anlass eines speciellen Falles angeordnet , dass überall,
wo Grundtheile , die noch im Privateigenthnm der Gemeinde Wien sich befinden,
zu Straßenzwecken verwendet werden , an geeigneten Orten , wenn möglich,
durch Aufstellung von Tafeln ersichtlich zu machen ist, dass die betreffende
Parcelle Privateigenthnm der Gemeinde Wien ist und der Verkehr über die¬
selbe nur auf Widerruf gestattet wird.

14 .

s Cvidenthaltnttg vonDecretftempelrttckftättdenn . dgl . ) -
Der Wiener Stadtrath hat in seiner Sitznng vom 25 . September 1896,

all Z . 7805 , anlässlich einer Bewilligung zur Abschreibung eines Decretstempel-
rückstandes , den Magistrat angewiesen , dass derartige Rückstände in genauer
Evidenz zu halten sind, um sie im Falle der Auszahlung von Gebüren in
Abzug zu bringen.

Der Magistrat hat mit Decret vom 3 . October 1896 , M .-Z . 81I07/III,
hievon die städtische Hcmptcassa zur Darnachachtnng und entsprechenden Ver¬
anlassung verständigt.

15 .

(Handhabung der Vorschriften über die Negifter-
stthrnng der Firmen und die HintanhalLnng von
Missbrauchen bei der äußeren Bezeichnung der Be
triebsftätte oder Wohnung der Gewerbetreibenden .)

Magistratsdirector Tach nu hat unterm 5 . August 1896 ml
M .-Z . 125761 , an sämmtliche magistratische Bezirksämter nach¬
stehenden Erlass gerichtet:

In einer dem Magistrate als Anzeige zngemittelten Eingabe des Herrn
Gem .-Rathes Tr . Kraft  an den Herrn Bürgermeister wird über die zahlreichen
Fälle , in denen zur Bezeichnung von Gewerbsunternehmungen nicht entsprechende
Aufschriften verwendet werden , Klage geführt.

Aus diesem Anlasse werden Euer Wohlgeboren ersucht, den Ihnen zu-
getheilten Concepts - und Marktamtsbeamten den Inhalt des in Abschrift
anrnhenden Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . September 1887,
Z . 49333 (abgedrnckt im magistratischen Verordnungsblatte ox 1887 Nr . 8,
Seite 184), neuerlich zur Kenntnis zu bringen und den Marktamtsbeamtcn
die Anzeige der vorschriftswidrigen Geschäftsbezeichnnngen , den Conceptsbeamten
die rasche und wirksame Amtshandlung über die erbrachten Anzeigen zur
Pflicht zu machen.

*

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . September 1887,
Z . 49333 ( M .-Z . 315730 ax 1887 ) :

Von Seite des Creditoren -Vercincs zum Schutze der Insolvenzen in
Wien ist beim hohen k. k. Handelsministerium eine Eingabe überreicht worden,
welche sich mit der Handhabung der Vorschriften über die Registrierung der
Firmen beschäftigt , und in dieser Richtung mehrfache Beschwerden vorbringt.

Laut Erlasses des genannten hohen Ministeriums vom 1. September
1887 , Z . 27615 ox 1885 , handelt es sich hiebei um die unbefugte Führung
von Firmen seitens von Geschäftsleuten , die nicht registerpflichtig sind, sowie
um den Umstand , dass viele registerpflichtige Kauflente zur Registrierung nicht
augehalten werden.

In letzterer Beziehung ist zu bemerken, dass nach ß 13 des Einführnngs-
gesetzes zum Handelsgesetzbuche die Gerichte überhaupt und die Abhandlnngs-
nnd Concnrsbehörden insbesondere , dann die Gewerbebehörden , die Notare,
und die Handels - und Gewerbekammern , sofern dieselben in der Ausübung

ihres Amtes von Übertretungen der Anmeldungsvorschriften , oder von dem
Gebrauche einer nicht Anstehenden Firma Kenntnis erlangen , davon ohne Verzug
dem Handelsgerichte Anzeige zn erstatten haben.

Mit der Erstattung dieser Anzeigen , welche als Behelfe für die Hand¬
habung der Vorschriften über die Registrierung der Firmen seitens der Handels¬
gerichte zn dienen bestimmt sind, haben sich auch mehrere Ministerial -Erlässe
beschäftigt.

So sind mit dem Erlasse des hohen k. k. Handelsministeriums vom
21 . December 1863 , Z . 17335 , um eine regelmäßige Führung der Handels¬
register zu erzielen , sämmtliche Handels - und Gewerbekammern angewiesen
worden , über das Entstehen und Erlöschen von Firmen regelmäßige Anzeigen
in tabellarischer Form von Monat zn Monat an das betreffende Handelsgericht
einzusendkn.

Unter dem 9. März 1864 , Z . 5404 (Verordnungsblatt des Finanz¬
ministeriums stkr. 16 ox 1864 ), hat das Finanzministerium seinerseits die
Steuerbehörden angewiesen , jeden Monat den Handelsgerichten alle jene Kauflente
namhaft zu machen, die nach ihrer Steuerleistung im Hinblicke auf ß 7 des
Einsührungsgesctzes zum Handelsgesetzbuch «: registerpflichtig geworden sind, oder
es anfgehört haben zn sein.

Diese Vorschriften wurden später sowohl vom Finanzministerium als auch
vom hohen k. k. Handelsministerium neuerdings eingeschärft, und zwar mit dem
an die Steuerbehörden gerichteten Finanzministerial -Erlasse vom 17. März 1871,
Z . 32913 , dann mit den an sämmtliche Länderstellen gerichteten Haudcls-
ministerial -Erlässen vom 13 . Februar 1869 , Z . 943 , und vom 14 . Mai 1871,
Z . 5628.

Nachdem nun neuerdings , wie erwähnt , Klagen über die Handhabung
der Vorschriften , betreffend die Registcrführnng der Firmen , erhoben worden sind,
so wird die n .-ö. Handels - und Gewerbekammer unter einem auf die citierten
Handelsministerial -Erlässe vom 21 . December 1863 , 13 . Februar 1869 und
14. Mai 1871 und ans die daraus hervorgehende Verpflichtung zur Anzeige
über das Entstehen und Erlöschen von Firmen nochmals aufmerksam gemacht.

Was ferner insbesondere das unbefugte Führen einer Firma von Seite
der sogenannten Minderkanflente anbelangt , so wird von kaufmänischen Corpo-
rationen und von Handels - und Gewcrbekammern , so von der Handels¬
und Gewerbekammer in Wien , welche unter dem 17 . Juni 1886 , Z . 3648,
eine an die k. k. Statthalterei gerichtete Eingabe des Gremiums der Kauf¬
mannschaft in Wien beim Handelsministerium unterstützte , die Klage erhoben,
dass eine große Anzahl von nicht protokollierten Handels - oder Gewerbe¬
treibenden sowohl auf ihren Firmentafeln , als auch bei ihren Unterschriften von
Abkürzungen Gebrauch machen , welche in vielen Fällen nur auf Täuschung und
Irreführung der Gläubiger oder Kunden abzielen , und wird sonach der Wunsch
ausgesprochen , dass die geeigneten Vorkehrungen getroffen werden mögen , damit
die Verpflichtung der nicht protokollierten Gewerbetreibenden , den Bor - und
Zunamen voll und unverkürzt , unter Ausschluss jedes nur protokollierten
Firmen zukommenden Zusatzes auf das Geschästsschild zu setzen und bei den
Unterschriften anznwcnden , von competenter Seite ausgesprochen und entsprechend
gehandhabt werden.

Wenn nun auch gegen diese ans den Kreisen der Handelswelt erhobenen
Klagen eingewendet werden kann , dass sich die Kauflente durch eine größere
Sorgfalt bei Creditiernngen in vielen Fällen selbst am besten schützen konnten,
so muss doch angesichts des häufigen Vorkommens der erwähnten Missbränche
die Abstellung derselben , als im öffentlichen Interesse gelegen, anerkannt werden.

Das obige Verlangen geht jedoch in zweifacher Richtung zn weit.
Zunächst findet das Hohe k. k. Handelsministerium im Einvernehmen mit

dem k. k. Ministerium des Innern und dem k. k. Justizministerium , dass die
bestehenden Gesetze, insbesondere die Artikel 15 und 27 des Handelsgesetzbuches,
dann die ZZ 44 und 46 bis 50 der Gewerbeordnung (Gesetz vom 15 . März
1883 , N .-G .-Bl . Nr . 39 ), zur Bekämpfung der vorhandenen Missstände ans-
reichen, und bei richtiger und entsprechender Anwendung dieser Vorschriften die
Hinansgabe einer Verordnung zum Zwecke der Normierung der in Rede
stehenden Verhältnisse nicht nothwendig erscheint.

Auf der anderen Seite aber scheint einzelnen der an das Handelsministerium
gelangten Eingaben in materieller Beziehung eine nicht ganz richtige Auffassung
der citierten Vorschriften der Gewerbeordnung insofern zugrunde zu liegen,
als nach dieser Anschauung ein Handels - oder Gewerbetreibender unter allen
Umständen zur Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder Wohnung nur seinen
vollen Bor - und Zunamen verwenden dürfte

Nach Z 44 der Gewerbeordnung sind die Gewerbetreibenden verpflichtet,
sich diesfalls einer entsprechenden äußeren Bezeichnung zn bedienen.

Diese Bezeichnung kann nur in der Anführung des Namens bestehen,
und für diesen Fall erklärt es Z 49 , Punkt 1 und 4 Gewerbeordnung , als
Übertretung , wenn sich der Gewerbetreibende nicht seines vollen  Vor - und
Zunamens bedient . Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass ein Gewerbetreibender
die Bezeichnung seiner Betriebsstätte dem Gegenstände oder Inhalte seines
Gewerberechtes entnimmt , und dass zum Beispiel ein Bäcker zn diesen Zwecke
die Aufschrift „Backhaus ", ein Tnchhändlcr die Aufschrift „Tnchhandlnng ' an¬
wendet , eine Bezeichnung , welche nach Z 44 Gewerbeordnung ebenfalls als
eine entsprechende betrachtet werden muss.

Nur in dem Falle , wenn der Gewerbetreibende es für angezeigt findet , in
der Geschäftsaufschrift seinen Namen zn führen , sowie dann , wenn ein nicht
protokollierter Gewerbetreibender welcher Art immer im Betriebe seiner Geschäfte
seinen Namen gebraucht oder seine Unterschrift abgibt , ist er verpflichtet , sich
seines vollen Vor - und Zunamens , nicht aber einer Abkürzung des Namens
zu bedienen , was auch in allen im § 49 , Punkt 1 des Gesetzes vom 15. März
1883 (R .-G .-Bl . Nr . 39 ), bezeichneten Fällen untersagt ist, sich einer Bezeichnung
oder Unterschrift zn bedienen , welche die Annahme eines Gesellschaftsverhältnisses

1*
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zulässt , während ein solches thatsächlich nicht besteht , oder ein bestehendes
Gesellschaftsverhältnis anders als durch die vollen Vor - und Zunamen der
Gesellschaften ersichtlich zu machen.

Demgemäß wird der Magistrat angewiesen , durch seine Organe (Markt-
uud Steuer -Commissäre ), die diesbezüglichen Vorschrificn der Gewerbeordnung

14 bis 50 , insbesondere Z 49 , Punkte 3 bis 5 des Gesetzes vom 15 . Mürz
1883 (N .-G .-Bl . Nr . 39 ), mit aller Sorgfalt zu controlieren und zu hand¬
haben und iin Falle unberechtigter und ungesetzlicher äußerer Bezeichnung der
Betriebsstätten die Strafamtshaudlung einzuleiten , wobei jedoch auf die obigen,
die Vorschrift der ßZ 14 und 19 Gewerbeordnung , interpretierenden Bemerkungen
Bedacht zu nehmen ist.

Hiedurch finden auch der diesämtliche Bericht vom l8 . October 1886,
Z . 170376 , dessen Beilagen mitfolgen , sowie die beiliegende Eingabe des kauf¬
männischen Jnformalions Vereines „Vindobona " die Erledigung und sind sowohl
dieser Verein als auch der Vorstand des Creditoren -Vereines zum Schutze der
Forderungen bei Insolvenzen und das Gremium der Wiener Kaufmannschaft
hievon entsprechend zu verständigen.

(Protokollierung der Geschäftsstücke der Magistrats-
direction . )

Magistratsdirector Tach au hat mit Erlass vom 10 . October
1896 , M .-D .-Z . 1961 , Nachstehendes angeorduet:

Ich finde mich bestimmt , die Anordnung zu treffen , dass vom 1. No¬
vember 1896 an alle in das Ressort der Magistratsdirection fallenden Geschäfts¬
stücke bei der Magistratsdirection selbst zu protokollieren sind, demnach die
Protokollierung durch das städtische Einreichungs -Protokoll von diesem Tage
an zu entfallen hat.

Hievon wird das städtische Einreichungs -Protokoll mit der Weisung in
die Kenntnis gesetzt, von dem obigen Zeitpunkte an alle dortamts für die
Magistratsdirection eiulangenden Geschäftsstücke, und zwar dringende sofort,
die übrigen jedoch täglich mittags der Magistratsdirection zu übermitteln.

17 .

(Evidenthaltnng der Pferdehändler und Pferde
Mäkler. )

Magistrats - Vicedirector Pr eher  hat mit Erlass vom
12 . September 1896 , M .-Z . 116095/XV , Nachstehendes ange-
orduct:

Um eine zuverlässige Evidenthaltnng der mit der gewerblichen Berechti¬
gung zum Verkaufe , soivie zur Vermittlung des Verkaufes von Pferden auf
dem Pferdemarkte versehenen Personen zu ermöglichen , wird das Bezirksamt
angewiesen , von jeder Anmeldung und Zurücklegnng des Pferdehändler - und
Pserdemäklergewerbes das magistratische Bezirksamt für den V. Bezirk zu
verständigen.

Hl Geleite
von besonderer Wichtigkeit für den politischen kter-

mattungMenjt.
18 .

(Abänderung des Grundgesetzes über die Neichs-
vertretnng .)

Gesetz vom 14 . Juni 1896 , N .-G .-Bl . Nr . 168 , wodurch
das Grundgesetz über die Reichsvertretuug vom 21 . December
1867 , N .-G .-Bl . Nr . 141 , beziehungsweise die Gesetze vom
2 . April 1873 , N .-G .-Bl . Nr . 40 , und vom 12 . November 1886,
N .-G .-Bl . Nr . 162 , abgeändert und ergänzt werden:

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich anzu-
ordneu , wie folgt:

Artikel  I.
Zn den 353 Mitgliedern , welche im Grunde der ßß 6 und 7 des Grund¬

gesetzes über die Reichsvertretung (Gesetze vom 2. April 1873 , N .-G .-Bl.
Nr . 10 , beziehungsweise vom 12. November 1886 , N .-G .-Bl . Nr . 162) in
das Hans der Abgeordneten von den in den Landesordnnugen enthaltenen
Wählerclassen zu wählen sind , kommen weitere 72 Mitglieder , welche von
einer mit e zu bezeichnenden allgemeinen Wählerclasse gewählt werden.

Die für diese Wählerclasse festgesetzte Zahl von Mitgliedern wird auf
die einzelnen Königreiche und Länder anfgetheilt , und es sind von dieser
Wählerclasse zu wählen:
Im Königreiche Böhmen . 18

„ „ Dalmatien . 2
„ „ Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau 15

im Erzherzogthume Österreich unter der Enns . 9
„ „ ,, vb „ „ . 3
„ Herzogthume Salzburg . 1
„ „ Steiermark . 1
„ „ Kärnten . 1
„ „ Kraiu . 1
„ „ Bukowina . 2

in der Markgrafschaft Mähren . 7
im Herzogthume Ober - und Niederschlcsien . 2
in der gefürsteten Grafschaft Tirol . 3
im Lande Vorarlberg . 1
in der Markgrafschaft Istrien . 1
„ „ gefürsteten Grafschaft Görz und Gradiska . 1
„ „ Stadt Triest mit ihrem Gebiete . 1

Die Vertheilung der hienach zu wählenden ^ Mitglieder des Abgeordneten¬
hauses auf die einzelnen Wahlbezirke wird durch ein besonderes Gesetz bestimmt.

Artikel  II.

Die Absätze 0 und I) des Z 7 des Grundgesetzes über die Neichsver-
tretnng (Gesetz vom 2. April t873 , N .-G .-Bl . Nr . 10 ) treten in ihrer gegen¬
wärtigen Fassung außer Wirksamkeit und haben zu lauten , wie folgt:

6 . Die Abgeordneten werden in der Wählerclasse der Landgemeinden,
dann in den ausschließlich aus Gerichtsbezirlen gebildeten Wahlbezirken der
allgemeinen Wählerclasse durch von den Wahlberechtigten gewählte Wahlmänuer
in den anderen Wählerclassen , dann in den übrigen Wahlbezirken der allge¬
meinen Wählerclasse durch die Wahlberechtigten unmittelbar gewählt.

In Ländern jedoch, in welchen durch landesgesetzliche Bestimmungen die
unmittelbare Wahl der Landtags -Abgeordneten in der Wählerclasse der Land¬
gemeinden festgesetzt wird , sind auch die Mitglieder des Abgeordnetenhauses in
der Wählerclasse der Landgemeinden , sowie in sämmtlichen Wahlbezirken der
allgemeinen Wählerclasse unmittelbar durch die Wahlberechtigten zu wählen.

Die Wahl der Wahlmänner und der Abgeordneten hat durch absolute
Stimmenmehrheit zu geschehen.

Wird diese Stimmenmehrheit bei einer oder, insofern noch mehrere
Abgeordnete zu wählen sind, auch bei fortgesetzter engerer Wahl nicht erzielt,
so entscheidet schließlich bei gleichgctheilten Stimmen das Los.

O . Wahlberechtigt ist jeder österreichische Staatsbürger , der das 21 . Lebens¬
jahr zurückgelegt hat , eigcnbercchtigt ist und den sonstigen durch die Neichs-
rathswahlordnnng , beziehungsweise durch das Gesetz vom 11. Juni 1896,
N .-G .-Bl . dir . 169 , festgestcllten Erfordnissen entspricht.

Artikel  III.

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 11. Juni 1896,
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Reichsrathswahlordnung , in
Wirksamkeit-

IS.

(Abänderung der Reichsrathswahlordnnng .)
I.

Gesetz vom 14 . Juni 1896 , N .-G .-Bl . Nr . 169 , wodurch die
NeichsrothSwcchlorduung abgeändert beziehungsweise ergänzt wird :

Mit Zustimmung der beiden Häuser Meines Reichsrathes finde Ich an¬
zuordnen , wie folgt:

Artikel  I.

In Abänderung und Ergänzung der Reichsrathswahlordnnng vom
2. April 1873 , R .-G .-Bl . Nr . 11 , beziehungsweise des Gesetzes vom 1. Öctober
1882 , N .-G .-Bl . Nr . 112 , haben an Stelle der nachfolgend bezeichnet« ! Para¬
graphen , beziehungsweise als Zusätze und Einschaltungen za einzelnen Para¬
graphen die nachstehenden Bestimmungen zu treten:

8 6.
Die Wahlbezirke für die Wählerclasse der Landgemeinden sind je ans

mehreren Gerichtsbezirken gebildet.
Die Gerichtsbezirke sind nach ihrem bei der Vornahme der Wahl be¬

stehenden Gebietsumfange aufzufassen ; in den betreffenden Gerichtsbezirken sind
jedoch die in die Wählerclasse der Städte eingereihten Gemeinden nicht in¬
begriffen.

Im Falle der Bildung eines neuen Gerichtsbezirkes haben bis zum
Erlasse eines den Anhang zur Ncichsrathswahlordnuug abändernden Gesetzes
die Wahlberechtigten dcs neu gebildeten Gerichtsbezirkes ihr Wahlrecht in
jenem Wahlbezirke ansznüben , welchem nach dem Anhänge (Z 7) jener Gerichts-
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bezirk zugetheilt ist, dem sie vor der Bildung des neuen Gcrichtsbezirkes an-
gehörten.

Diese Bestimmungen finden sinngemäße Anwendung auf die politischen
Bezirke, Gemeinden und Gemeindetheile (Orte ) , sofern dieselben überhaupt im
Anhänge Erwähnung finden.

Die Wahlmünner , beziehungsweise im Falle unmittelbarer Wahlen
(Artikel II , lit . 6 des Gesetzes vom 14. Juni 1866, R .-G.-Bl . 168) die
Wähler eines jeden Wahlbezirkes der Landgemeinden bilden Einen Wahlkörper.

8 6a.
Die Wahlbezirke für die allgemeine Wählerclasse bestehen in Ländern,

welche nur Einen Abgeordneten dieser Wählerclasse zu wählen haben, ans
dem ganzen Lande, in den übrigen Ländern entweder ans Orten der Wähler¬
classe der Städte oder ans solchen Orten und ans Gerichtsbezirken oder aus¬
schließlich aus mehreren Gerichtsbezirkcn nach ihrem bei Vornahme der Wahl
bestehenden Gebietsnmfange . Im Falle der Bildung eines neuen Gerichts¬
bezirkes kommen auch die Bestimmungen der Absätze3 und 4 des Z 6 zur
Anwendung.

In den nicht ausschließlich ans Orten der Wählerclasse der Städte ge¬
bildeten Wahlbezirken sind auch die im Gebiete der betreffenden Gerichtsbezirle
gelegenen städtischen Orte , welche nicht bereits einem Wahlbezirke der allgemeinen
Wählerclasse zngewiesen sind, inbegriffen.

Die Wahlmünner beziehungsweise Wähler eines jeden Wahlbezirkes
bilden einen Wahlkörper.

8 7 a.
Die Wahlbezirke für die allgemeine Wählerclasse sind in dem diesem Gesetze

bcigefügten tabellarischen Anhänge festgesetzt. Daselbst ist auch die Vertheilnng
der im Gesetze vom 14. Juni 1896, R .-G.-Bl . Nr . 168, betretend die Ab¬
änderung des Grundgesetzes über die Reichsvertretnng nach Ländern, bestimmten
Zahl der Abgeordneten dieser Wählerclasse ans die Wahlbezirke der einzelnen
Länder festgestellt.

*

Z 8 a.
In der allgemeinen Wählerclasse ist in den ans Orten der Wählerclasse

der Städte bestehenden Wahlbezirken jeder dieser Orte zugleich Wahlort , von
mehreren Wahlortcn ist der im Anhänge bei Festsetzung des Wahlbezirkes
erstgenannte Ort der Hauptwahlort.

Wahlbezirke, welche ans Orten der Wählerclasse der Städte und aus
Gerichtsbezirken zugleich bestehen, sind im Verordnnngswege in kleinere Wahl¬
kreise innerhalb der Gerichtsbezirke cinzntheilen und ist für jeden derselben ein
Wahlort zu bestimmen.

Der im Anhänge bei Festsetzung des Wahlbezirkes erstgenannte Ort ist
Hauptwahlort.

In den ausschließlich aus Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirken der
allgemeinen Wählerclasse wählen die Wahlmänner in den im Anhänge be-
zeichneten Wahlorten , der erstgenannte Ort ist der Hanptwahlort.

8 8b.
Wenn in einem Lande in der Wählerclasse der Landgemeinden und in

den Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse unmittelbare Wahlen eingeführt
werden, bildet in diesen Wählerclasscn jeder Ort einen Wahlort , welcher durch
die Landesgesetzgebnng für die Landtagswahlen überhaupt als Wahlort be¬
stimmt ist.

8 9a.
In der allgemeinen Wählerclasse ist jeder eigenbcrechtigteStaatsbürger

männlichen Geschlechtes, welcher das 24. Lebensjahr vollstrcckt hat und vom
Wahlrechte nicht ausgeschlossen ist (88 20, 20 a), in jener Gemeinde wahl¬
berechtigt, in welcher er am Tage der Ausschreibung der Wahl seit wenigstens
sechs Monaten sesshaft ist.

Jene Personen , welche ans einem dem Gemeindeverbande nicht einver-
leibten Gutsgebiete wohnen, üben unter gleicher Voraussetzung das Wahlrecht
in dieser Wählerclasse in jener Gemeinde ans , mit welcher das Gntsgebict
eine Ortschaft bildet.

Die zum Beweis? der Wahlberechtigung nöthigen Dokumente sind
stempelfrei.

8 10.
Wo in die Wählerclasse der Landgemeinden und in der allgemeinen

Wählerclasse die Wahl durch Wahlmünner zu geschehen hat, sind letztere von
den Wahlberechtigten aus ihrer Mitte zu wählen.

8 10 a.
In der Wählerclasse der Landgemeinden hat jede Gemeinde des Wahl¬

bezirkes ans je 500 Einwohner einen Wahlmann zu wählen. Restbeträge,
welche sich bei der Theilung der Einwohnerzahl durch 500 ergeben, haben als
500 zu gelten.

Gemeinden mit weniger als 500 Einwohnern wählen einen Wahlmann.
In Orlsgemeinden der im 8 7, Alinea 3, bezeichnten Art ist die in

der Wählerclasse der Landgemeinden wühlende Ortschaft oder, wenn deren

mehrere sind, die Gesammtheit derselben rücksichtlich der Zahl der zu wählenden
Wahlmänner als eine Gemeinde zu behandeln.

8 10 b.
In der allgemeinen Wählerclasse ist in jeder Gemeinde auf je 500 Ein¬

wohner ein Wahlmann zu wählen ; Gemeinden , welche weniger als 500 Ein¬
wohner zählen, sind mit benachbarten Gemeinden, und zwar, wo immer es
möglich ist, mit solchen, die gleichfalls weniger als 500 Einwohner zählen,
znm Zwecke der Wahl zu vereinigen.

Die Wahl der ans diese Gemeinden entfallenden Wählmünner findet in
jeder Gemeinde statt.

Restbeträge, welche sich bei der Theilnng der Einwohnerzahl durch 500
ergeben und mehr als 250 betragen, haben als 500 zu gelten, kleinere Rest¬
beträge haben unbeachtet zn bleiben.

8 10 «.
Personen, welche ans einem dem Gemeindeverbande nicht einverleibten

Gutsgebiete wohnen, werden im Falle der 88 10 a und b den Einwohnern
jener Gemeinde beigezählt, mit welcher das Gutsgebiet eine Ortschaft bildet,
und sie üben unter den gleichen Bedingungen wie die Mitglieder dieser Ge¬
meinde das Wahlrecht aus . Der in Gemäßheit des 8 ll als Wahlmann
berufene Besitzer des Gutsgebictes hat jedoch in der Wählerclasse der Land¬
gemeinden an der Wahl der Wahlmänner nicht theilznnehmen.

8 17-
Das Wahlrecht in den im 8 7 ^. des Grundgesetzes über die Reichs-

Vertretung bezeichnten Wählerclasscn a, b, o und ck schließt die Ausübung
des Wahlrechtes in der allgemeinen Wählerclasse desselben Landes nicht ans.

Das Wahlrecht in der Wählerclasse des großen Grundbesitzes (der
Höchstbestcuerten) schließt die Ausübung des Wahlrechtes in der Wählerclasse
der Städte und der Landgemeinden desselben Landes ans . Personen, die im
ersten und zweiten Wahlkörper des großen Grundbesitzes in Tirol oder in der
Bukowina wahlberechtigt sind, können ihr Wahlrecht in diesem Lande nur im
ersten Wahlkörper ansüben.

Wahlberechtigte des ersten Wahlkörpers des großen Grundbesitzes in
Böhmen, welche zugleich Besitzer von Gütern sind, die zur Wahl in den
übrigen Wahlkörpern des großen Grundbesitzes berechtigen, können nur im
ersten Wahlkörper wählen ; die Wahlberechtigten der übrigen Wahlkörper des
großen Grundbesitzes in Böhmen , sowie die Wahlberechtigten des großen
Grundbesitzes in Galizien, deren zur Wahl berechtigende Güter in zwei oder
mehreren Wahlbezirken liegen, üben ihr Wahlrecht in dem Wahlorte jenes
Bezirkes ans , wo sie die höchste Realstcucr von ihrem Gntsbesitze entrichten.
Höchstbesteuerte in Dalmatien , deren Steuerobjecte in verschiedenen Bezirken
liegen, üben das Wahlrecht in dem Wahlorte jenes Bezirkes ans , wo sie die
höchste directe Steuer entrichten.

Wer in der Wählerclasse der Städte wahlberechtigt ist, darf in keiner
Landgemeinde desselben Landes wählen. Ist ein Wahlberechtigter der Wähler¬
classe der Städte oder der Landgemeinden wahlberechtigtes Mitglied mehrerer
Gemeinden oder ein in Gemäßheit des 8 H als Wahlmann berechtigter
Gutsbesitzer Wahlmann in mehreren Wahlbezirken desselben Landes, so übt
er in diesem Lande das Wahlrecht in der Gemeinde, beziehungsweise in dem
Bezirke seines ordentlichen Wohnsitzes, und wenn er in keiner der betreffenden
Gemeinden oder Bezirke seinen ordentlichen Wohnsitz hat, dort aus , wo er die
höchste directe Steuer entrichtet.

8 20.
Von dem Wahlrechte und der Wählbarkeit bei der Wahl der Abge¬

ordneten sowohl als auch der Wahlmänner sind ausgeschlossen:
1. Alle unter Vormundschaft oder Cnratel stehenden Personen.
2. Diejenigen, welche eine Armenversorgung aus öffentlichen oder Ge¬

meind emitteln genießen oder in dem der Wahl unmittelbar voransgegangenen
Jahre genossen haben oder welche überhaupt der öffentlichen Mildthätigkeit
zur Last fallen.

Als Armenversorgnng oder als Acte der öffentlichen Mildthätigkeit sind
jedoch in Bezug ans das Wahlrecht nicht anznsehen: Unterstützungen ans
Krankencassen, Unfall- oder Invalidenrenten , die Befreiung vom Schulgelde,
die Retheilnng mit Lehrmitteln oder mit Stipendien , sowie auch Nothstands-
anshilfen.

3. Personen, über deren Vermögen der Concurs eröffnet worden ist,
während der Dauer der Concnrsverhandlung.

„4 . Diejenigen Personen, welche wegen eines Verbrechens oder wegen
der Übertretung des Diebstahles, der Veruntreuung , der Theilnehmnng hieran
oder des Betruges (88 460, 461 , 463, 464 St .-G.) zu einer Strafe ver-
nrtheilt worden sind.

Diese Folge der Vernrtheilnng hat bei den im 8 6, Z . 1 bis 10 des
Gesetzes vom 15. November 1867, R .-G.-Bl . Nr . 131, aufgezählten Ver¬
brechen mit dem Ende der Strafe , bei anderen Verbrechen mit dem Abläufe
von zehn Jahren , wenn der Schuldige zn einer wenigstens fünfjährigen
Strafe vernrtheilt wurde, und außerdem mit dem Abläufe von fünf Jahren,
bei den oben angeführten Übertretungen aber mit dem Abläufe von drei
Jahren nach dem Ende der Strafe anfzuhören.

Werden durch die Strafgesetzgebung neue Bestimmungen darüber ge¬
troffen, infolge welcher strafrechtlicher Berurtheilung und für welche Dauer
das Wahlrecht und die Wählbarkeit zu Gemeindevertretungen verloren geht
oder nicht ansgeübt werden darf, so haben die nämlichen Bestimmungen auch
hinsichtlich des Wahlrechtes und der Wählbarkeit in den Reichsrath zn gelten.
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8 20 a.
Die in dauernder oder zeitlicher activer Dienstleistung stehenden Officiere,

Militärgeistlichen , Gagisten ohne Nangsclasse und Personen des Mannschafts¬
standes der bewaffneten Macht , beziehungsweise der Gendarmerie — die
zeitlich Beurlaubten inbegriffen — können , den im 8 14 der Reichsraths-
wahlordnnng vorgesehenen Fall ausgenommen , weder wählen , noch gewähltwerden.

Von der Wählbarkeit sind nebst den obigen auch alle in dauernder oder-
zeitlicher activer Dienstleistung befindlichen Beamten der bewaffneten Macht
ausgeschlossen.

Die Wählbarkeit wird jedoch bezüglich jener Angehörigen der bewaffneten
Macht nicht ausgeschlossen , welche lediglich infolge der gesetzlichen Verpflichtung
zu Waffen - (Dienst -) Übungen während der betreffenden Zeit in activer
Dienstleistung stehen.

8 22.
Die Ausschreibung allgemeiner Wahlen für den Reichsrath hat in der

Art zu geschehen, dass zuerst die Abgeordneten der allgemeinen Wählerclasse,
dann jene der Landgemeinden , dann jene der Städte , hierauf jene der Handels-
nnd Gewerbekammern , und endlich die Abgeordneten der Wählerclasse des
großen Grundbesitzes (der Höchstbestenerten ) gewühlt , und dass die Wahlen
der Abgeordneten der allgemeinen Wählerclasse , dann jene der Landgemeinden,
dann jene der Abgeordneten der Städte , hierauf jene der Handels - und Ge¬
werbekammern , endlich jene des großen Grundbesitzes (der Höchstbestenerten)
im Lande an dem nämlichen Tage beginnen.

Der Vorgang hinsichllich der Wahlen des ersten Wahlkörpers des großen
Grundbesitzes in der Bukowina , dann der in der Landesordnnng für Tirol,
8 3 1, angeführten Wähler ist im Z 53 geregelt.

Zusatz zu  8 23.
Auch bezüglich der allgemeinen Wählerclasse ist die Ausschreibung einzelner

Ergänzungswahlcn durch Placate in den den Wahlbezirk bildenden Gemeinden
zu verlautvaren.

8 24.
Die Wahlberechtigten aller Wählerclassen , mit Ausnahme jener der

Handels - und Gewerbekammern sind in alphabetischer Ordnung in besondere
Listen (Wählerlisten ) einzntragen.

Im Falle der durch Wahlmänner vorzunehmenden Wahlen sind Wähler¬
listen für die Wahl der Wahlmänner und für die Abgeordnetenwahl anzn-
fertigen . In die ersteren sind die zur Wahl der Wahlmänner berechtigten Per¬
sonen , in die letzteren die gewählten Wahlmänner einzntragen.

Alle Wahlberechtigten , welche nach den Bestimmungen dieser Wahlord¬
nung einen Wahlkörper bilden , sind mit den nächstfolgenden Ausnahmen in
eine Wählerliste einzntragen.

Für die Wählerclasse der Höchstbestenerten in Dalmatien find ebensoviele
Listen anznlegen als Wuhlorte bestimmt sind, und in jede dieser Listen sind jene
Wähler einzntragen , die an dem nämlichen Wahlorte zu stimmen haben.

In der Wählerclasse der Städte und in den ans Orten der städtischen
Wählerclasse gebildeten Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse sind die
Wahlberechtigten eines jeden nach dem Anhänge in die Wählerclasse der Städte
eingereihten Ortes (Stadtbezirkes , Stadttheiles ) in eine Wählerliste einzn-
tragcn.

Die Wählerlisten für die ans Orten der Wählerclasse der Städte und
aus Gerichtsbezirken zugleich gebildeten Wahlbezirke der allgemeinen Wähler¬
classe sind in den Gerichtsbezirken nach Gemeinden zu verfassen.

Die Wählerlisten , in welche die Wahlmänner der Landgemeinden und
der aus Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirke der allgemeinen Wählerclasse
eingetragen werden , sind nach Gerichtsbezirken zu verfassen.

Im Falle unmittelbarer Wahlen in den Landgemeinden und in der all¬
gemeinen Wählerclasse sind die Wählerlisten nach Gemeinden zu verfassen.

Wählen mehrere in die Wählerclasse der Städte eingereihte Orte  oder
die Wähler mehrerer Gemeinden oder die Wahlmänner mehrerer Gerichts¬
bezirke in einem Wahlorte , so haben die Wählerlisten der einzelnen Orte oder
Gemeinden , beziehungsweise die nach Gerichtsbezirken verfassten Wahlmänner¬
listen, als Theillisten aneinandergereiht , die Grundlage für die Wahlhandlung
(8 39 ) zu bilden , ohne dass hieraus eine die zur Wahl an dem Wahlorte be¬
rufenen Wahlberechtigten in alphabetischer Ordnung enthaltende Gesammtlistc
anzufertigen wäre.

In derselben Weise haben im Falle unmittelbarer Wahlen in den Land¬
gemeinden oder in der allgemeinen Wählerclasse die Wählerlisten der einem
Wahlkreise zugewiesenen Gemeinden als Theillisten zu gelten.

Die zur Anfertigung der Wählerlisten berufenen Organe haben dieselben
in Evidenz zu halten.

Zusatz zu  8 25 , lit . b.
Die Verfassung der Wählerlisten behufs der Wahl der Wahlmänner in

der allgemeinen Wählerclasse , ferner die Verfassung der Wählerlisten im Falle
unmittelbarer Wahlen in dieser oder in der Wählerclasse der Landgemeinden
obliegt in jeder Gemeinde dem Gemeindevorsteher.

8 2̂7.
Sobald die Wählerliste des großen Grundbesitzes (der Höchstbestenerten ),

sowie jene der Städte , nach erfolgter Entscheidung der Neclamationen richtig¬
gestellt ist, sind den Wählern des großen Grundbesitzes (der Höchstbesteuerten)
vom Landesches , den Wühlern der Städte von dem Vorsteher der unmittelbar
Vorgesetzten landesfürstlichen politischen Behörde zur Wahl der Abgeordneten

Legitimationskarten ansznfertigen . Diese Legitimationskarten haben die fort¬
laufende Nummer der betreffenden Wählerliste , den Ort , den Tag und die Stunde
des Anfanges der Wahlhandlung , sowie die Stunde des Schlusses der Stimm-
gebnng und endlich den Namen und Wohnort des Wahlberechtigten zu ent¬
halten.

Ist ein in die Wählerclasse der Städte eingereihter Ort einem Wahlortc
zugewiesen , der in einem anderen politischen Bezirke liegt , so sind die Wähler¬
listen an den Vorstand der Vorgesetzten politischen Behörde des Wahlortes ein-
znsenden , von dem auch die zur Ausstellung der Legilimationskarten nöthigen
Auskünfte über Ort und Zeit der Wahlhandlung einznholen sind.

In Städten mit eigenen Statuten kann mit der Ausfertigung der
Legitimationskarten der Gemeindevorsteher beauftragt werden.

Wahlberechtigten des großen Grundbesitzes (der Höchstbestenerten), welche
im Lande wohnen , sind ihre Legitimationskarten zuzusenden -, die außerhalb des
Landes wohnenden Wahlberechtigten sind zur Erhebung ihrer Legitimations-
karten durch die Landeszeitnng anfzufordern.

Den Wählern in Städten sind die Lcgitimationskarten in die Wohnung
znznstellen , die Zustellung kann dem Gemeindevorsteher übertragen werden.

Auch sind die Wähler in ortsüblicher Weise anfzufordern , ihre Legitima-
tionskarte in jenen Fällen , in denen sie ans welchem Grunde immer längstens
24 Stunden vor dem Wahltage nicht zngestellt worden wären , Persönlich zu
erheben.

Die im Vorstehenden für die Wählerclasse der Städte gegebenen Be¬
stimmungen gelten auch für die ans städtischen Orten allein oder ans städtischen
Orten und Gerichtsbezirken zugleich bestehenden Wahlbezirke der allgemeinen
Wählerclasse und falls in den übrigen Wahlbezirken der allgemeinen Wähler¬
classe und in der Wählerclasse der Landgemeinden unmittelbare Wahlen ein-
gesührt werden , auch für diese.

8 28.

Wenn die Wahl der Abgeordneten in den Landgemeinden und in den
ausschließlich ans Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirken der allgemeinen
Wählerclasse durch Wahlmänner vorzunehmen ist, hat die politische Bczirks-
behörde nach Vorschrift der 88 10 n, 10 b und 10 o auf Grund der bei Ver¬
letzten Volkszählung ermittelten anwesenden Bevölkerung die Anzahl der von
jeder in ihrem Bezirke gelegenen Gemeinde , beziehungsweise von den zum
Zwecke der Wahl vereinigten Gemeinden (8 10 b) zu wählenden Wahlmünner
festzusetzen, Tag und Stunde dieser innerhalb des Gemeindegebietes vorzn-
nehmenden Wahl anznberaumen , die Wählerlisten nach erfolgter Neclamations-
entscheidnng richtigznstellen , zur Leitung der Wahl einen Wahlcommissär zu
bestimmen und den Gemeindevorsteher von diesen Verfügungen rechtzeitig in
Kenntnis zu setzen.

Für die Wahl der Wahlmünner in der allgemeinen Wählerclasse ist jede
Gemeinde Wahlort . Für jene Gemeinden , welche zum Zwecke der Wahl der
Wahlmänner vereinigt werden (8 10 b), bestimmt die politische Bezirksbehörde
den Hunptwuhlvrt . Die Ermittlung des Gesammtergebnisses der zusammen¬
gehörigen Abstimmungen obliegt der Wahlcommission des Hanptwahlortes.

In größeren Ortsgemeinden oder Orten , wo dieZahl der Wahlberechtigten
mehr als 1000 beträgt , können von der politischen Bezirksbehörde nach Ein¬
vernehmung der Gemeinde behufs der Wahl der Wahlmänner mehrere Wahl-
sectionen bestimmt und die Zuweisung der Wähler dahin nach der örtlichen
Zugehörigkeit verfügt werben.

Für die einzelnen Wahlsectionen ist die auf die Gemeinde entfallende
Zahl der zu wählenden Wahlmänner nach Maßgabe der für die einzelnen
Gemeindebezirke ermittelten anwesenden Bevölkerung enlsprechend anszutheilen.

Die Verfügung hierüber ist in der Gemeinde rechtzeitig in ortsüblicher
Weise zu verlantbaren.

Der Gemeindevorsteher hat sofort die Wahlberechtigten unter Bekannt¬
gabe des Tages und der Stunde und des von ihm zrr bestimmenden Locales
zur Wahl einznladen und zur festgesetzten Zeit dieselbe selbst vorzunehmen oder
im Falle seiner Verhinderung durch ein anderes Mitglied der Wahlcommission
vornehmen zu lassen.

Die Wahlcommission besteht ans dem Wahlcommissär und aus zwei vom
Gemeindevorsteher bestimmten Mitgliedern der Gemeindevertretung.

In Städten mit eigenem Statute ist zu den in diesem Paragraphe der
politischen Bezirksbehörde zngewiesenen Amtshandlungen der Vorsteher der
landesfürstlichen politischen Behörde , welcher die Gemeinde unmittelbar unter¬
stellt ist, oder der hiezu besonders beauftragte Bezirkshanptinann berufen.

8 29.

Die Wahl der Wahlmänner hat zur festgesetzten Zeit und in dem be¬
stimmten Versammlungsorte ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen
Wähler vor sich zu gehen.

Die Abstimmung erfolgt mündlich oder schriftlich, je nachdem in dem
betreffenden Lande die Abstimmung bei der Wahl der Wahlmänner zum Zwecke
der Wahl der Landtagsabgeordneten mündlich oder schriftlich geschieht.

In dem letzteren Falle sind den Wählern die nach 8 31 eingerichteten
Stimmzettel anszufolgen.

Bei der Wahl der Wahlmänner sind die für die Wahl der Abgeordneten
in den 88 10 bis 47 folgenden Bestimmungen in sinngemäße Anwendung zu
bringen.

Jeder Wähler hat so viele Namen zu nennen oder in seinem Stimm¬
zettel zu verzeichnen , als Wahlmünner zu wählen sind.

Zur Giltigkeit der Wahl der Wahlmänner ist die absolute Stimmen¬
mehrheit erforderlich . Wird diese nicht erzielt , so ist nach den Bestimmungen
der 88 10 und 50 weiter vorzngehen.
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Den abgeschlossenen Wahlact hat der Wahlcommissär zu übernehmen und
ihn dem Bezirkshauptmanne zu übergeben.

Z 31.

Znm Vollzüge der Wahl der Abgeordneten sind den Wählern mit Aus¬
nahme der Wähler des ersten Wahlkörpers im großen Grundbesitze in Tirol
und in der Bukowina , und zwar den Wählern beziehungsweise Wahlmünuern
der Landgemeinden und der allgemeinen Wählerclasse nur dort , wo sie die
stimme schriftlich abzugeben haben (Z 41 ), mit den Leginmationskarten
Stimmzettel zu erfolgen , welche auf die Zahl der zu Wählenden eingerichtet
und für Wahlen des großen Grundbesitzes (der HLchstbestenerten) und ^ Handels¬
kammern mit dem Amtssiegel der Landesbehörde , für die übrigen Wahlen mit
dem Amtssiegel der unmittelbar Vorgesetzten landesfürstlicheu , politischen oder
der die Lcgitimatiouskarten aussertigendeu Gemeindebehörde (HZ 27 und 27 a),
und außerdem auch noch mit der Bemerkung versehen sein müssen, dass jeder
andere nicht behördlich ansgegebene Stimmzettel als nngiltig behandelt werden wird.

Anstatt verloren gegangener oder unbrauchbar gewordener Stimmzettel
sind auf Verlangen der Wahlberechtigten von der zur ersten Ausfertigung be¬
rufenen Behörde oder am Tage der Wahl von dem Wahlcommissär andere
Stimmzettel auszufolgen.

Der Wahlcommissär erfolgt auch die zur Vornahme der engeren Wahl
(H 50) erforderlichen Stimmzettel.

Der Zeitpunkt und die Dauer der Stimmenabgabe sind in der Weise
festznsetzen, dass den Wühlern die Ausübung vcs Wahlrechtes thnnlichst ge¬
sichert werde.

Zusatz zu H 32, Alinea 2.
Letztere Bestimmung gilt auch hinsichtlich der Bestellung des Wahl-

commissärs für die in der allgemeinen Wählerclasse vorzunehmenden Wahlen.
Im Falle unmittelbarer Wahlen in der Wählerclasse der Landgemeinden

und in der allgemeinen Wählerclasse ist das Amt des Wahlcommissärs in den
Wahlkreisen der Wahlbezirke ein Ehrenamt , zu dessen Annahme jeder Staats¬
bürger verpflichtet ist.

§ 33 a.
Die im H 33 für die Bildung der Wahlcommission in der Wählerclasse

der Landgemeinden enthaltenen Vorschriften haben auch ans die allgemeine
Wählerclasse Anwendung , sofern in derselben durch Wahlmänner zn wählen ist.

Finden in den Landgemeinden und in der allgemeinen Wählerclasse un¬
mittelbare Wahlen statt , so ist die Wahlcommission nach der im H 33 für Städte
gegebenen Vorschrift zn bilden.

8 40.
Der Vorsitzende der Wahlcommissiou hat vor der Abstimmung den ver¬

sammelten Wählern den Inhalt der HH 9 a, 19, 20 und 20 a dieser Wahl¬
ordnung über die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaften gegenwärtig zn
halten , ihnen den Vorgang bei der Abstimmung und Stimmenzühlnng zn er¬
klären und sie anfznfordern , ihre Stimme nach freier Üverzeugnng ohne alle
eigennützigen Ncbmrücksichten derart abzngeben , wie sie es nach ihrem besten
Wissen und Gewissen für das allgemeine Wohl am zuträglichsten halten.

8 41.
Die Abstimmung erfolgt ausnahmslos mittels Stimmzettel.
Bei der Wahl dürfen bei sonstiger Ungiltigkeit der Wahlstimme nur die

behördlich erfolgten Stimmzettel in Anwendung kommen. (H 31 .)
Ans jedem Stimmzettel sind so viele Namen zn verzeichnen, als von den

Wahlkörpern Abgeordnete zn wählen sind.

8 42.
Unmittelbar vor Beginn der Abstimmung hat sich die Wahlcommission

zn überzeugen , dass die zum Hineinlegen der Stimmzettel bestimmte Wahlurne
leer ist.

Die Abstimmung beginnt damit , dass die Mitglieder der Wahlcommission
ihre Stimmzettel abgcbcn . Hierauf e»folgt die Abgabe der Stimmzettel von
Seite der Wähler.

Der Vorsitzende der Wahlcommission übernimmt von jedem Wühler den
von dem letzteren znsammengefalteten Stimmzettel , legt jeden einzelnen in die
Wahlurne und wacht darüber , dass nicht anstatt eines mehrere Stimmzettel
abgegeben werden.

Jeder Wähler hat bei Abgabe des Stimmzettels seine Legitimationskarte
vorzuzeigen.

Zusatz zu Z 51, Alinea 1.

Wird in der allgemeinen Wählerclasse die Wahl durch Wahlmänner
vorgenommen , sind auch die Wahlacten der Wahlmänner anznschließen.

H 52 a.
In größeren Ortsgemeinden oder Orten können von der politischen

Behörde mehrere Wahllocalitäten bestimmt und die Zuweisung der Wähler
dahin nach alphabetischer Ordnung oder territorialer Zugehörigkeit verfügt
werden . In diesem Falle ist für jede Wahllocalität eine besondere Wahl-
commission zu bestellen. Hiebei finden die HH 33 , 51 , 52 Anwendung.

Derartige Verfügungen sind in der Gemeinde rechtzeitig in ortsüblicher
Weise zn verlantbaren.

Artikel  II.

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 14 . Juni 1896,
wodurch das Grundgesetz über die Neichsvertretnng abgcändert wird , bei

Ausschreibung der nächsten allgemeinen Wahlen in das Abgeordnetenhaus in
Wirksamkeit.

Artikel  III.
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist Mein Minister des Innern be¬

auftragt.

Anhang zum Gesetze vom 14 . Juni 1896 , N .-G .-Bl . Nr . 169
(8 7 n,) . fJm Nachstehenden erscheinen nnr die Wahlbezirke und
die Anzahl der zu wählenden Abgeordneten verzeichnet , welche das
Kronland Österreich unter der Enns betreffend

o) Allgemeine Wählerclasse.
1. Wien , Innere Stadt und Leopoldstadt (Bezirke I und II ) 1 Abgeordneter
2 . Wien , Landstraße . Wieden , Favoriten , Simmering (Be¬

zirke III , IV , X und XI ) . 1 „
3. Wien , Margarethen , Mariahilf , Meidling , Hietzing (Be¬

zirke V. VI , XII und XIII ) . 1
4 . Wien , Neubau , Josefstadt , Alsergrund , Rudolfsheim,

Fünfhans (Bezirke VII , VIII , IX , XIV und XV ) . . 1
5 . Wien , Ottakring , Hernals , Währing , Döbling (Bezirke

XVI , XVII , XVIII und XIX ) . 1
Ferner die Gerichtsbezirke:

6. St . Pölten , Herzogenbnrg , Kirchberg a . d. Pielach , Mölk,
Nenlengbach mit dem Wahlorte St . Pölten;

Lilienfeld , Hamfeld mit dem Wahlorte Lilienfeld;
Tulln , Atzenbrngg , Klosterneuburg mit dem Wahlorte Tulln;
Amstetten , Haag , St . Peter , Ibbs mit dem Wahlorte

Amstetten;
Waidhofen a . d. Ibbs mit dem Wahlorte Waidhofen

a. d. Ibbs;
Scheibbs , Mank , Gaming mit dem Wahlorte Scheibbs;
Pnrkersdorf , Hietzing mit dem Wahlorte Pnrkersdorf . . 1 „

7. Krems , Gföhl , Kirchberg am Wagram , Langeulois,
Mantern , Pöggstall , Persenbeug , Spitz mit dem Wahl¬
orte Krems;

Horn , Eggenburg , Geras mit dem Wahlorte Horn;
Zwettl , Ottenschlag , Weitra , Großgernngs , Allcntstcig mit

dem Wahlorte Zwettl;
Waidhofen a . d. Thaya , Raabs , Litschan, Schreins , Dobers-

berg mit dem Wahlorte Waidhofen a . d. Thaya . . . 1 „
8. Korncnbnrg , Wölkersdorf mit dem Wahlorte Korneubnrg;

Stockeran mit dem Wahlorte Stockerau;
Floridsdorf mit dem Wahlorte Floridsdorf;
Oberhollabrnnn , Hangsdorf , Ravelsbach mit dem Wahl¬

orte Oberhollabrnnn;
Retz mit dem Wahlorte Netz;
Mistelbach , Feldsberg , Laa, Zistersdorf , Poysdorf mit dem

Wahlorte Mistelbach;
Groß . Enzersdorf , Matzen , Marchegg mit dem Wahlorte

Groß -Enzersdorf . . . 1 „
9. Neustadt , Ebreichsdorf , Gntenstein mit dem Wahlorte

Neustadt;
Baden , Pottcnstein mit dem Wahlorte Baden;
Mödling mit dem Wahlorte Mädling;
Nennkirchen , Gloggnitz , Aspang , Kirchschlag mit dem

Wahlorte Neunkirchen;
Bruck, Schwechat , Hamburg mit dem Wahlorte Bruck . 1 „

*

II.

Verordnung des Ministeriums des Innern vom 23 . Sep¬
tember 1896 , betreffend die Durchführungsbestimmungen zur
Neichsrathswcchlordnung , R .-G .-Bl . Nr . 170:

8 1-
Die Wahlkreise in den Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse , welche

ans Orten der Wählerclasse der Städte und ans Gerichtsbezirken zugleich be¬
stehen, dann die Wahlorte für jeden dieser Wahlkreise werden im Grunde des
H 8 a, der Reichsrathswahlordnnng , beziehungsweise des Gesetzes vom 14 . Juni
1896 (N .-G .-Bl . Nr . 169 ) in dem dieser Verordnung beigefügten tabellarischen
Anhänge festgesetzt.

8 2.
Die Ausschreibungen allgemeiner Wahlen , sowie die Ausschreibungen

von Ergänzungswahlen in der allgemeinen Wählerclasse (H 23 N .-R .-W .-O .)
haben die Aufforderung zn enthalten , dass alle Staatsbürger männlichen
Geschlechtes, welche, ohne in den Gemeindewählerlisten eingetragen zu sein, die
Wahlberechtigung in der allgemeinen Wählerclasse beanspruchen , ihren Anspruch
binnen längstens acht Tagen vom Tage der Kundmachung der Wahlaus-
schreibnng in der Gemeinde beim Gemeindeamte ihres Wohnortes anzumelden
und nachznweisen haben.
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§ 3.
Arbeitgeber , welche in ihren Unternehmnngen durch das Gesetz vom

30 . März 1888 (N .-G .-Bl . Nr . 33 ) für den Krankheitsfall versicherte Arbeiter
nnd Betriebsbeamte beschäftigen , sowie Dienstgebcr , welche im häuslichen
Dienste oder in land - nnd forstwirtschaftlichen Betrieben Dienstboten , Arbeiter
nnd Betriebsbeamte beschäftigen , sind verpflichtet , nach erfolgter Ausschreibung
allgemeiner Wahlen oder einer Ergänzungswahl in dem bezüglichen Wahl¬
bezirke der allgemeinen Wählerclasse über Aufforderung des Gemeindevorstehers
binnen einer Frist von längstens acht Tagen sämmtliche bei ihnen seit wenig¬
stens sechs Monaten beschäftigte Personen männlichen Geschlechtes, welche öster¬
reichische Staatsbürger sind und das 24 . Lebensjahr vollstreckt haben , bei dem
Gemeindevorsteher des Ortes der Beschäftigung derselben anznmeldcn und
hiebei den Namen und das Alter der Beschäftigten , sowie den Zeitpunkt ihres
Eintrittes in die Beschäftigung bekanntzugebcn.

8 4.
In der Kundmachung , mit welcher vom Gemeindevorsteher un Grunde

des Z 25 R .-N .-W .-O . die Auflösung der Listen b) unter Anberaumung der
achttägigen Ncclamalionsfrist bekanntgegeben wird , ist an die Neclainanlen die
Aufforderung zu richten , jede Neclamation mit den Beweismitteln für die
darin ausgestellten Behauptungen zu versehen, falls letztere nicht ans Notorietüt
beruhen.

8 5.
Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 14 . Juni 1896

(N .-G .-Bl . Nr . 169 ), wodurch die Neichsrathswahlordnung abgcändert be¬
ziehungsweise ergänzt wird , in Wirksamkeit.

(Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1896 pnblieierten Gesetze und Verordnungen .)
Rkichsgesetzblatt.

Rr . 168 . Gesetz vom 14 . Juni 1896 , wodurch das
Grundgesetz über die Neichsvertretung vom 21 . Dccembcr 1867 , N .-G .-Bl.
Nr . 141 , beziehungsweise die Gesetze vom 2. April 1873 , N .-G .-Bl . Nr . 40,
nnd vom 12 . November 1886 , N .-G .-Bl . Nr . 162 , abgeändert und ergänzt
werden . *)

Nr . 169 . Gesetz vom 14 . Juni 1896 , wodurch die
Neichsrathswahlordnung abgeändert beziehungsweise ergänzt wird . *)

Nr . 176 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 23 . September 1896,  betreffend Durchführungsbestimmungen
zur Neichsrathswahlordnung.

Nr . 171 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18 . Fuli 1896 , betreffend die Umwandlung des Hauptzollamtes
II . Classe in Ragusa in ein Hauptzollamt I . Classe.

Nr . 172 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesvertheidignng und des Finanzministeriums vom
30 . Juli 1896 , womit die nachträgliche Einreihung der Gemeinden
Bnsk und Kamionka strnmilowa in die sechste Classe des Militärzinstarifes
N .-G .-Bl . Nr . 225 ex 1890 ) verlautbart wird.

Nr . 173 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 3. September 1896,  betreffend die
Änderung der im Regulative für die Triester Contierungsmagazine zur Eiu-
lagerung von fetten Ölen angegebenen Tarasätze.

Nr . 174 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 5 . September 1896 , betreffend die Erweiterung der Vcrzollungs-
befugnisse des k. k. Nebcnzollamtes II . Classe in Moos (Tirol ).

Nr . 175 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 11 . September 1896 , mit welcher einzelne Be¬
stimmungen des Z 2 der Verordnung des Ministers des Innern vom 31 . Juli
1868 (N .-G .-Bl . Nr . 114 ), betreffend die Übertragung der Besorgung von
Staithaltereigcschäften im Namen des Statthalters an mehrere Bczirkshanpt-
mänuer in Böhmen , abgeändert werden.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 176 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 15 . September 1896,  betreffend die Einführung einer2 kr.-
Zeitnngssignette beim k. k. Hauptzollamte in Krakau.

Nr . 177 . Verordnung des Finanzministeriums vom
19 . September 1896 , betreffend die Befugnis zur Auswechslung von

Stempelwcrtzeichen ans nicht vollständig ansgefertigten Wechseln.
Nr . 178 . Verordnung des Finanzministeriums vom

23 . September 1896 , betreffend die Umwandlung der Steuer-Local-
commission in Krakau iu eine Steucradministration.

Nr . 179 . Kundmachung des Handelsministeriums
voll! 21 . September 1896 , womit nachträgliche Bestimmungen zur
Aichordnung vom 19. Dccembcr 1872 (N .-G .-Bl . Nr . 171 ) veröffentlicht werden.

Nr . 186 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 21 . September 1896 , betreffend die Verwendung des mit der
Kundmachung des Handelsministeriums vom 29 . Juli 1895 (N .-G .-Bl . Nr . 118)
zur Aichung und Stempelung zugelassencn Apparates von C. Puffer L C . Kührer
auch zur Zumessung von Hafer , jedoch nur in Quantitäten zu 10 oder 20 Liter.

Nr . 181 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 21 . September 1896 , betreffend die Aichung und Stempelung
der Elektricitäts -Verbranchsmesser.

Nr . 182 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz , der Finanzen nnd des Eisenbahnministeriums
im Einvernehmen mit dem Neichs -Kriegsministeriuin
vom 1. October 1896 , mit welcher einige Bestimmungen der
Ministerialverordnung vom 11. Februar 1860 (N .-G .-Bl . Nr . 39 ), betreffend
nachträgliche Bestimmungen zur Vorschrift vom 29 . Jänner 1853 (N .-G .-Bl.
Nr . 16) wegen Vollzug des Allerhöchsten Waffenpatentes vom 24 . October
1852 (N .-G .-Bl . Nr . 223 ), abgeändert werden.

Nr . 183 . Erlass des Ministers für Cnltus und
Unterricht vom 23 . September 1896 an die Decanate der
rechts - und staatswissenschaftlichen Facultäten , sowie an die Präsidien der
theoretischen Staats -Prüfnngscommissionen , womit eine Instruction für die
Vornahme der von den Studierenden der Rechte abzulegenden theoretischen
Staatsprüfungen und die Amtsführung der theoretischen Staats -Prüfnngs¬
commissionen erlassen wird.

Nr . 184 . Kundmachung der Finanzministeriums
Vom 23 . August 1896 , betreffend die Ergänzung beziehungsweise
Abänderung des Verzeichnisses jener italienischen Versuchsanstalten , welche zur
Ausstellung von Aualyseucertificaten für italienischen Wein ermächtigt sind.

Nr . 185 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 3 . October 1896 , betreffend die Zoll-
behandluug von flüssigem Ammoniak.

ö . Landesgesetzlüntt.

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
13 . September 1896 , Z . 84974 , betreffend die der Gemeinde
Wien crtheiltc Bewilligung zur Veräußerung der dem Wiener Bürgerspital-
fonde gehörigen Realität Stephansplatz 2, beziehungsweise Stock -im-Eisenplatz 1,
Cat .-Parc . Nr . 815 Grundb .-Einl .-Z . 1235 , im I . Bezirke in Wien.

Nr . 69 . Kundmachung des k. k. niederösterreichischen
Landes sch nlrathes vom 24 . September 1896 , Z . 8776,
über die Abgrenzung und Standorte der 11 Bczirkssectionen des Schul¬
bezirkes Wien.

Nr . 76 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
1. October 1896 , Z . 6777/l ^r ., betreffend die Bestimmung der
Gruppenwahlorte im Sinne des Z 7 der Landtagswahlorduung vom
1. August 1896.
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